
Rot-Grün zu Fall bringe und
damit den CDU-Kandidaten,
Fraktionschef Mike Mohring,
zum Regierungschef mache.
Für die SPD ist die Lage ver-

Licht der Öffentlichkeit er-
blickte, ist Äußerungen Rame-
lows in der Bild am Sonntag
nach seiner Wahl zu verdan-
ken. Ramelow sagte: „Ein Ab-
geordneter hat mir erzählt,
dass ihm ein Posten angebo-
ten wurde, wenn er mich
nicht wählt. Entscheidend ist,
dass die Mehrheit steht.“

Nach Auskunft von SPD-
Fraktionssprecherin Elisabeth
Lier hätte die SPD es auch da-
bei bewenden lassen, hätte
nicht ein Journalist einen SPD-
Abgeordneten dazu befragt.
Der berichtete von einem Ge-
spräch, in dem ihm ein CDU-
Mann einen Posten angeboten
habe. Wenig später berichtete
ein zweiter SPD-Abgeordne-
ter, auch ihm sei ein Amt an-
geboten worden, sogar das des
stellvertretenden Ministerprä-
sidenten – wenn er die Ein-
Stimmen-Mehrheit für Rot-

VON P E T RA W E T T L AU F E R -POHL

ERFURT/JENA. Kaum ist die
erste rot-rot-grüne Landesre-
gierung im Amt, entwickelt
sich eine Schlammschlacht
zwischen den Alt-Koalitionä-
ren CDU und SPD. Der Grund:
CDU-Politiker sollen versucht
haben, SPD-Landtagsabgeord-
nete dazu zu bewegen, bei der
Wahl zum Ministerpräsiden-
ten nicht für den Linken Bodo
Ramelow zu stimmen. Das
Problem: Weder die Namen
der betroffenen Christ- noch
die der Sozialdemokraten sind
bekannt.

Ramelow wurde allerdings
am 5. Dezember vergangenen
Jahres zum ersten Minister-
präsidenten der Linken in der
Republik gewählt, die Versu-
che waren also, sollte es sie ge-
geben haben, erfolglos. Dass
das Thema überhaupt das

Bestechung oder Schmierentheater?
In Thüringen streiten CDU und SPD über Vorgänge vor Wahl des Linken-Ministerpräsidenten Bodo Ramelow

zwickt,
kommt es
doch schlecht
an, Menschen
anonym zu be-
schuldigen.
Zumal es ziem-
lich unsinnig
sei, Posten zu
versprechen,
so Lier. Jede
Partei ent-
scheide in ei-
ner Koalition
selbst über das
Personal. Be-
obachter be-
merken aller-
dings, dass
Mike Mohring
vor der Wahl

in einer Talkshow gesagt
habe, man werde Ramelow
verhindern. Inzwischen be-
schäftigt der Streit die Gene-
ralstaatsanwaltschaft in Jena.

Auslöser war jedoch die Straf-
anzeige eines Mannes aus
Rheinland-Pfalz nach dem Ra-
melow-Interview in der BamS,
so Behördensprecher Hans--
Otto Niethammer zu unserer
Zeitung.

Nun hat die CDU Anzeige
erstattet – gegen SPD-Frakti-
onschef Matthias Hey und Lan-
desgeschäftsführer René Lin-
denberg wegen übler Nachre-
de. Bestechung nachzuweisen,
dürfte schwierig werden, die
Abgeordneten haben ein
Zeugnisverweigerungsrecht
und Journalisten müssen ihre
Informanten nicht nennen.
Allerdings hat SPD-Mann Hey,
der die Namen der betroffe-
nen SPD-Abgeordneten kennt,
erklärt, er werde seine Er-
kenntnisse den Ermittlungs-
behörden in einem geordne-
ten Verfahren mitteilen, aber
nicht der Öffentlichkeit.

Um ihn ging es: Thüringens Re-
gierungschef Bodo Ramelow.

Matthias
Hey Fotos: dpa

Mike
Mohring

Für Heiligenstadt tut sich
schon die nächste Front auf.
Die Niedersächsische Direkto-
renvereinigung (NDV), der Ver-
band der Leiter von Gymna-
sien, präsentiert ein Gutachten
des Göttinger Staatsrechtlers
Alexander Thiele, wonach ihre
Arbeitsbelastung längst den
Status „verfassungswidrig“ er-
reicht habe. Ihnen seien im-
mer mehr Aufgaben zugewie-
sen worden, beklagt Wolfgang
Schimpf, Oberstudiendirektor
am Max-Planck-Gymnasium
Göttingen. Inzwischen kämen
er und seine Kollegen auf eine
50- bis 60-Stunden-Woche:
„Selbstausbeutung ist ein
Dienstvergehen.“

KOMMENTAR

lehrer müssen 28 Stunden, Re-
alschullehrer 26,5 Stunden un-
terrichten.

Nicht alle Schüler freilich
mögen die Schuld allein ihren
Lehrern in die Schuhe schie-
ben. „Wir demonstrieren indi-
rekt auch für unsere Lehrer“,
meint eine Göttinger Neunt-
klässlerin. Der Vorsitzende des
Schülerrats, Helge Feußahrens
nennt hingegen den Boykott
„herzlos und eiskalt.“ Man sei
zu Gesprächen bereit, teilt der
Vorsitzende des Philologenver-
bandes, Horst Audritz, mit.
Rot-Grün verweigere sich aber
sachgerechten Lösungen be-
harrlich.

CDU und FDP werfen der
SPD-Ministerin „Sturheit“ vor.

zusagen. Die Schüler haben
mich auf ihrer Seite“, sagt die
Ressortchefin, nachdem sie
eine fünfköpfige Delegation

des Landes-
schülerrates
empfangen
und eine Un-
terschriftenlis-
te entgegenge-
nommen hat.
Die Stunde
Mehrarbeit
rechtfertigt sie

jedoch als „vertretbaren Bei-
trag“ der Gymnasiallehrer für
den Ausbau der Ganztagsbe-
treuung. Mit 24,5 Stunden lie-
gen Niedersachsens Gymna-
sien im Bundesvergleich im
Mittelfeld. Hiesige Grundschul-
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HANNOVER. „Wir sind hier,
wir sind laut, weil ihr uns die
Fahrten klaut“, skandieren
etwa 3000 Schüler vor dem Mi-
nisteriumsgebäude in Hanno-
ver. Aus allen Teilen des Lan-
des sind sie gestern mit Bahn
und Bussen angereist, um ih-
rem Unmut über den Wegfall
von Ausflügen, Klassenreisen
und Austauschprogrammen
auszudrücken. An etlichen
Gymnasien gibt es in diesem
Schuljahr keine oder deutlich
weniger Fahrten; die Lehrer
protestieren so gegen die ih-
nen von der rot-grünen Lan-
desregierung aufgedrückte Er-
höhung der wöchentlichen
Unterrichtsverpflichtung um
eine auf 24,5 Stunden.

„Wir und die Schüler unse-
rer Partnerschulen im Ausland
leiden darunter“, schimpft die
15-jährige Rosa Stierling aus
der 9. Klasse des Hainberg-
Gymnasiums in Göttingen.
„Klassenfahrten sorgen für den
sozialen Zusammenhalt der
Schüler“, meint ihr gleichaltri-
ger Klassenkamerad Kianoush
Abutalebi. „Die Lehrer sollen
ihre Probleme nicht auf unse-
rem Rücken austragen.“

Bei Kultusministerin Frauke
Heiligenstadt (SPD) stoßen sie
auf volles Verständnis. „Es gibt
keinen Grund, die Fahrten ab-

Kampf um Klassenfahrten
Lehrer wollen boykottieren, Tausende Schüler demonstrieren – Ministerin bleibt hart

Protest: Etwa 3000 Schüler demonstrierten gestern in Hannover gegen den Klassenfahrten-Boykott vonGymnasiallehrern. Der Landes-
schülerrat hat zu einem landesweiten Schulstreik aufgerufen. Foto: dpa

F. Heiligen-
stadt
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Hilfloser Akt

der Notwehr“ spricht, klingt
das nicht pädagogisch, son-
dern rechthaberisch. Die pro-
testierenden Schüler an das
Ministerium und die rot-grüne
Koalition zu verweisen, wirkt
hilflos. Von dort bekommen
sie ihre Klassenfahrten nicht
wieder. nachrichten@hna.de

Mit ihrem Boykott der Klas-
senfahrten ziehen die Lehr-
kräfte diejenigen in den Kon-
flikt, die dafür am wenigsten
können: ihre Schüler. Dass es
denen jetzt reicht und sie mas-
senweise auf die Straße strö-
men, ist nur zu verständlich.

Wenn der Philologenver-
band als Interessenvertretung
der Gymnasiallehrer von ei-
nem „nachvollziehbaren Akt

E ine verfahrene Situati-
on: Weder Kultusminis-
terin Frauke Heiligen-

stadt noch die Gymnasialleh-
rer rücken einen Millimeter
von ihrer Position ab. Die SPD-
Ressortchefin verteidigt un-
nachgiebig die eine Wochen-
stunde Mehrarbeit als vertret-
bar; die Lehrer wettern unver-
drossen gegen die angeblich
extreme Zusatzbelastung.

Peter
Mlodoch
über Nieder-
sachsens
Lehrer

Ländernotizen
Finanzausgleich
auf Rekordniveau
Der Finanzausgleich zwischen
den Bundesländern hat ein Re-
kordniveau erreicht: 2013 über-
wiesen die Geberländer 9,05
Milliarden Euro an die finanz-
schwachen Nehmer, 600 Millio-
nen Euro mehr als im Vorjahr.
Größtes Geberlandwar nach An-
gaben des Bundesfinanzministe-
riumsBayernmit4,85Milliarden
Euro, gefolgt von Baden-Würt-
temberg (2,38 Milliarden) und
Hessen (1,76 Milliarden). Größ-
ter Profiteur war erneut Berlin.
Die Hauptstadt erhielt fast 3,5
Milliarden Euro.

Firmen brechen die
Russland-Exporte weg
In Niedersachsens Exportwirt-
schaft ist nach einer Studie
schon jedesdritteUnternehmen
von den Auswirkungen der
Ukraine-Krise betroffen. „In ein-
zelnen Fällen werden Umsatz-
einbußen von über 50 Prozent
erwartet“, sagte die Leiterin des
Industrie- und Handelskammer-
tags, SusanneSchmitt. Vor allem
derMittelstand sei betroffen. Im
Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum sank der Wert der Russ-
land-Exporte von Januar bis Sep-
tember 2014 um 500Millionen
Euro auf 1,6 Milliarden Euro.

Online-Glücksspiel
lässt Lotto schrumpfen
Lotto Niedersachsen hat wegen
der Konkurrenz durch das On-
line-Glücksspiel binnen zehn
Jahren einen Umsatzrückgang
von 30 Prozent verkraften müs-
sen. Auch wenn sich die Spiel-
einsätze der Niedersachsen bei
staatlichen Lotterien und Sport-
wetten im vergangenen Jahr sta-
bilisierten, setzten illegale
Glücksspielangebote im Inter-
netdemstaatlichenLottoweiter
zu, sagte der Lotto-Niedersach-
sen-Chef Axel Holthaus. Den
Vorwurf eines illegalen Ange-
bots weisen etliche der Online-
Anbieter zurück.

Paraffin verschmutzt
Nord- und Ostsee
Paraffin hat Öl als größten Ver-
schmutzer der Küsten an Nord-
undOstsee abgelöst. Mittlerwei-
le seien fast zwei Drittel der Ver-
schmutzungen Paraffin, sagte
die Präsidentin des Bundesam-
tes für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie, Monika Breuch-Moritz.
Die wachsartige Masse sei zwar
nicht giftig, könne aber das Ge-
fieder von Vögeln verkleben.

Mordfall Jenisa:
Anklage nach 7 Jahren
Mehr als sieben Jahre nach dem
Verschwindender kleinen Jenisa
in Hannover hat die Staatsan-
waltschaft Mordanklage erho-
ben. Es handelt sich um den da-
maligen Lebensgefährten von Je-
nisas Tante. Der heute 43-Jähri-
ge ist inzwischen für den Mord
am fünfjährigenDano inHerford
zu lebenslanger Haft verurteilt
worden. Die Staatsanwaltschaft
stützt ihre Anklage auf die Aus-
sagen von Mitgefangenen, de-
nen der 43-Jährige gesagt haben
soll, die damals Achtjährige
missbraucht und anschließend
getötet zu haben.

Weniger Komasäufer
in Niedersachsen
Komasaufen istbei Jugendlichen
in Niedersachsen und Bremen
offensichtlich nicht mehr so
stark im Trend. 2013 kamen
2296 Kinder und Jugendliche
mit einer Alkoholvergiftung in
niedersächsische Krankenhäu-
ser. Das seien 17,6 Prozent weni-
ger als im Vorjahr. Das berichte-
te die DAK-Gesundheit gestern
mit Verweis auf Zahlen des Sta-
tistischen Landesamtes. In Bre-
men war der Trend zum Koma-
saufen sogar um knapp 20 Pro-
zent rückläufig. Bundesweit sind
es 13 Prozent weniger.

HANNOVER. Stillsitzen statt
rennen und klettern: Die nie-
dersächsischen Sportärzte be-
klagen, dass in den Schulen
die Bewegung zu kurz kommt.
Gerade wegen der Ganztags-
betreuung sei es sinnvoll, Be-
wegung und Belastung in den
Schulalltag zu integrieren,
sagte Uwe Tegtbur, Direktor
des Instituts für Sportmedizin
an der Medizinischen Hoch-
schule Hannover.

Der Medienkonsum von
drei bis vier Stunden am Tag
sowie die Abkehr vom Ver-
einssport führt den Sportme-
dizinern zufolge zu erhebli-
chen gesundheitlichen Schä-
den. Kinder, die lieber dad-
deln als Fußball spielen, nei-
gen zu Übergewicht. In
Deutschland sind 15 Prozent
aller 3- bis 17-Jährigen zu
schwer, jeder zweite bis dritte
davon ist sogar stark überge-
wichtig. Bluthochdruck und
Stoffwechselstörungen sind
häufige Folgen.

Wissenschaftlich belegt ist,
dass Bewegungsprogramme in
der Schule Übergewicht vor-
beugen. Gleichzeitig steigern
sie den Lernerfolg der Jungen
und Mädchen und erhöhen
ihre Konzentrationsfähigkeit.
Bei der Göttinger Initiative
„Fit für Pisa zum Beispiel bie-
ten die teilnehmenden Grund-
schulen zusätzlichen Sportun-
terricht an, darüber hinaus
gibt es Ernährungs- und Koch-
kurse. (dpa)

Schüler
bewegen
sich kaum
Ärzte warnen: Zu
wenig Sportunterricht

HANNOVER. Der Vorsitzende
der Grünen in der Region Han-

nover, Stefan
Körner (Foto/
37), will den
Landeschef Jan
Haude beer-
ben. Am 21.
und 22. Febru-
ar wollen die
niedersächsi-
schen Grünen

auf ihrem Parteitag in Stade
einen neuen Vorstand wählen.

Der bisherige Amtsinhaber
Haude hatte überraschend er-
klärt, nach vier Jahren an der
Parteispitze nicht mehr zur
Wahl für den Posten antreten
zu wollen. (dpa)

Körner will
Landeschef der
Grünen werden

Stefan
Körner
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